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Rudolf Koller (1828–1905)
Von Dr. Christoph Blocher, 8704 Herrliberg 

Rudolf Kollers Leben (1828–1905) war von An-
fang an umgeben und geprägt von Tieren:
Die Ställe der elterlichen Metzgerei und Gast-
wirtschaft boten erste Einblicke in die äussere 
und innere Gestalt von Nutz- und Schlachttieren.
Wie Gottfried Keller besuchte Koller die Indus-
trieschule, wie Keller beendete er sie vorzeitig, 
um Maler zu werden. Im Gegensatz zu Gottfried 
Keller sollte aber Rudolf Koller als Maler nicht 
scheitern, sondern zum renommierten, wohlha-
benden Künstler aufsteigen.
Nach erstem Zeichenunterricht fällte er die Ent-
scheidung, Pferdemaler zu werden. Er wollte 
kein Dilettant, sondern ein nach allen Regeln der 
damaligen Ansichten und Techniken ausgebil-
deter akademischer Kunstmaler werden.
Darum reiste er 1845 nach Stuttgart, wo er in den 
königlichen Stallungen arabische Zuchtpferde 
malte und von einem Tierwärter ehrfurchtsvoll 
als «Herr Hofmaler» angesprochen wurde.
Im Frühjahr des folgenden Jahres weilte Kol-
ler in der Kunstakademie Düsseldorf, der da-
mals unbestritten führenden Ausbildungsstätte 
Deutschlands, wo er sich mit dem Basler Arnold 
Böcklin anfreundete.
In Brüssel studierte er die Tiermaler des Barock.
In Paris betrachtete und kopierte er im Louvre 
fast täglich die Grössten seines Fachs.
Weil die Eltern im Revolutionsjahr 1848 ihre 
Zahlungen einstellen, kehrte Koller nach zwei-
jähriger Wanderschaft nach Zürich zurück.
Er unternahm anschliessend Fahrten auf den 
Hasliberg und an den Walensee, deren Ausbeute 
in Studien von Ziegen, Pferden und Hunden 
bestand.
In der väterlichen Wirtschaft in Oberstrass inklu-
sive Tierstall richtete Rudolf Koller ein Atelier 
ein.
Kollers Tiermalerei ist denn auch sprichwörtlich 
geworden. Neben seinen Pferdebildern stand für 
ihn immer mehr die Kuh im Mittelpunkt seines 
Schaffens.
Obwohl an den besten Schulen Europas ausge-
bildet, stellte Koller selber an seine Kunst die 
Forderung nach «Heimeligkeit» – was seinen 
späteren Erfolg als typischer Schweizerkünstler 
im jungen Bundesstaat, der sich als Sonderfall 
behaupten musste, ausmachte.

Die Kuh als Kunstobjekt
Als Koller 1857 sein Werk die «Kuh im Kraut-
garten» an einer grossen Ausstellung in Mün-
chen zeigte, war das grossstädtische Publikum 
etwas irritiert. Aber auch etwas hochnäsig amü-
siert. Zwar beeindruckte die internationale Fach-
welt die Naturtreue der Darstellung wie auch 
Kollers humoristischer Zug. Aber das Sujet war 
halt doch auch Ausdruck der zurückgebliebenen 
Hirten und «Kuhschweizer».
Doch die Schweizer im jungen Bundesstaat – de-
mokratisch und nicht monarchisch, bodenstän-
dig und nicht grossmächtig – erkannten ihr Vieh. 

«Heimeligkeit» war gefragt, vor allem aber eine 
friedlich in sich ruhende, vom Lärm der Welt 
unberührte Heimat.
Diese Darstellung zeigt, dass Koller bewusst 
Trachten oder ortstypische Landschaftsdarstel-
lungen vermied. Gerade wegen diesem Verzicht 
auf Lokalkolorit wurde Rudolf Koller im Aus-
land – ganz im Gegensatz zum Inland – keines-
wegs als typischer Schweizermaler betrachtet.
Das ist Koller. Was ist denn das Besondere an 
Kollers hochrealistischer Tiermalerei? Sehen sie 
in dieses Gesicht: Das Tier wirkt wirklich wie 
ein Individuum mit einer eigenen Psyche.
Die Bildbetrachter nehmen emotional ganz un-
mittelbar am Schicksal des Viehs teil.
Koller machte es möglich, die Tiere mit male-
rischen Mitteln unmittelbar und fast zum Grei-
fen lebensecht zu schildern.

Natur und Tiere am Zürihorn
Koller merkte bald, dass das Tier allein nicht 
Gegenstand der Kunst sein kann. Tiere gehören 

in eine Landschaft. Hier wandte sich Rudolf 
Koller an den Luzerner Robert Zünd, mit dem er 
lebenslänglich befreundet blieb und mit dessen 
Landschaftsmalerei er sich intensiv beschäftigte.
Ausgehend von Zünd sollte sich Koller zu wah-
rer Meisterschaft in der Verbindung von exakten 
Landschaftsstudien und Studien von lebenden 
Tieren entwickeln.
1862 erwarb der Künstler das geräumige «Haus 
zum Hornau» (abgebrochen 1938) im damals 
verwilderten Zürihorn am Zürichsee. Später ka-
men Nachbargrundstücke hinzu, und die Stal-
lungen eigneten sich für die Unterbringung von 
Tieren.
Koller malte am Zürichhorn im Freien, oft an 
mehreren Staffeleien gleichzeitig, manche so-
gar im flachen Wasser, oft im grellen Licht der 
Mittagssonne, aber auch an Herbstabenden. Da-
neben pflegte er die Freundschaft mit Gottfried 
Keller und Arnold Böcklin.
Als Rudolf Koller und Arnold Böcklin nach 
einer durchzechten Nacht mit Gottfried Keller 
auf der Strasse umfielen, soll der Dichter Keller 
diesen Fall trocken kommentiert haben: «Hat es 
nun den Böcklin über den Koller geböckelt oder 
ist der Koller über den Böcklin gekollert?»

Würdigung grosser Schweizer Persönlichkeiten

Fotografie 
1888

Kuh im 
Krautgarten 
1857

Der kleine Hirte mit Kälbern an der Tränke 
1866
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Schweizergeschichte mehr als nur ein Alpen-
massiv bedeutete. Der Gotthard steht für Herz 
und Ursprung der Eidgenossenschaft, ist Symbol 
der Freiheit, Erhabenheit und Gottesnähe. Aber 
auch Symbol für den Fortschritt und die bewun-
dernswerte technische Leistung der Eisenbahn
erschliessung, später der militärischen Abwehr, 
des Réduits, was weit über das Landschaftliche 
ins politische Nations- und Staatsverständnis 
reicht.

Erfolg und Stagnation
Ende der 1870er Jahre begann sich Rudolf Kol-
lers künstlerische Tätigkeit deutlich zu verlang-
samen, um allmählich auch technisch-künstle-
risch zu stagnieren.
Eine Netzhautablösung machte ihm schwer zu 
schaffen und schränkte seine Arbeit stark ein.
Auch hier wird – wie bei Alfred Escher und 
Gottfried Keller – die Bedeutung des Augen-
lichts deutlich.
Koller war früh gealtert, trug eine starke Brille, 
hörte schlecht und zog sich zunehmend vom 
Freien ins Atelier zurück. Sein Stück Land am 
See wurde ihm zum Alterssitz. Kollers Ruhm 
aber verbreitete sich, Schweizer Museen began-
nen, Koller zu kaufen, ebenso grossbürgerliche 
Privatbesitzer, die sich über die ländlichen Sze-
nen des städtischen Künstlers freuten. Gleichzei-
tig stiegen neue Sterne am Kunsthimmel auf: Sie 
hiessen Hodler und Segantini.
Die letzten Lebensjahre – er verstarb Anfang 
1905 – malte Koller überhaupt nicht mehr. Doch 
er blieb mit seiner künstlerischen Meisterschaft 
und seiner eigenständigen Malweise der Nach-
welt in Erinnerung. Die Verbindung von le-
bensnah gezeigten Tieren und freier Landschaft 
zeichnete den ganz eigenen Koller-Stil aus. Vor 
allem hat er durch seine vielfältigen Studien 
unser Nationaltier recht eigentlich erfunden, das 
die Schweiz nebst Schokolade, Uhren, Matter-
horn und Banken auszeichnet – nämlich die an-
hängliche, treue, gemütvolle, geduldige, warm-
blütige, vor sich herglotzende Kuh!

Bisher erschienen: BernAktuell 178 «Alfred 
Escher (1819–1882)»; BernAktuell 179 
«Gottfried Keller (1819–1890)».

Der als Kunstmaler gescheiterte Gottfried Keller 
konnte Kollers Werke nicht genug bewundern 
und schrieb über den Freund: «Er nahm falbe, 
fast farblose Tiere, zeichnete und modellierte 
sie feiner und geistreicher als je, liess sie aber 
auf mattem Boden grasen, graugrüne Weiden im 
Hintergrund, unter einem merkwürdig verschlei-
erten Himmel.
Alles dies war so gründlich studiert und die 
Gedämpftheit und Bescheidenheit so raffiniert 

durchgeführt, dass die Leute ernstlich an ein be-
denkliches Gehenlassen, an Respektwidrigkeit, 
ja an ein merkliches Sinken zu glauben anfingen, 
obgleich die so entstandenen Bilder (…) gerade 
in ihrer Art zu den eigentümlichsten Arbeiten 
dieses Genres gehören.»

Die Gotthardpost
1872 erreichte Rudolf Koller jener Auftrag, der 
ihn für die Nachwelt am berühmtesten machen 
sollte: Die Direktion der Nordostbahn wollte 
Alfred Escher aus Anlass von dessen Rücktritt 
ein Gemälde schenken. Dieses sollte einen Be-
zug zur Tätigkeit und zu den Verdiensten des 
Geehrten haben. Koller entschied sich für den 
Gotthard, dessen Untertunnelung Escher damals 
an die Hand nahm. Koller bereiste das Gotthard-
gebiet und entwarf zahlreiche Skizzen, hier etwa 
eine zweispännige Version.

Offenbar war es seine Frau, die Rudolf Koller 
anregte, einen Postwagen in voller Fahrt dar-
zustellen. Schliesslich entstand nach manchen 
Vorentwürfen dieses Bild, «Die Gotthardpost», 
das heute zu den Hauptwerken des Zürcher 
Kunsthauses zählt.
Koller komponierte die dramatische Szene der 
rasant abwärts fahrenden fünfspännigen Kutsche 
und fügte gleichsam anekdotisch die Begegnung 
mit einer ungleich langsameren Kuhherde und 
einem in Panik geratenen Kälbchen im Vorder-
grund an. Dabei nahm der Künstler in Kauf, dass 

eine volle Fahrt wegen der fast völligen Stras-
senblockade durch die Kühe im Grunde ein Ding 
der Unmöglichkeit war. Der Kontrast zwischen 
zwei Bewegungsabläufen von Technik und Na-
tur – die rasche Pferdekutschte und die langsame 
Kuhherde – bildet einen eindrucksvollen, blei-
benden Effekt. Das massive Gefährt bewegt sich 
direkt auf den Betrachter zu und dieser zweifelt, 
ob sich die Kutsche auf der Strasse halten kann 
oder ob es zu einem Sturz kommt.
Hintergrund der dramatisch aufgeladenen Szene 
bildet die Zickzack-Linie der 1830 vollendeten 

Gotthardstrasse auf der Tessiner Seite und der 
V-förmige blaue Himmelsausschnitt über dem 
Gebirgshorizont.
In Wirklichkeit war der Verkehr über den Gott-
hard weit weniger dramatisch, wohl aber auf-
wändig: Immerhin 70’000 Reisende wurden 
jährlich über den Pass von Nord nach Süd und 
umgekehrt transportiert. Zwölfmal mussten bei 
der Tagreise von Flüelen nach Como die Pferde 
gewechselt werden.
Die öffentliche Präsentation, eine von Koller 
1874 gemalte Replik für die Schweizerische 
Kreditanstalt und zahlreiche Reproduktionen, 
haben «Die Gotthardpost» zu einem der popu-
lärsten Werke der Schweizer Kunst gemacht. 
Neben der künstlerischen Qualität trug dazu 
bei, dass der Gotthard für die Schweiz und die 
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Fotografie  
1894

Zweispännige 
Gotthardpost 
1873

Die Gotthard-
post 1873

Schellenmatt

Sonnenuntergang am Zürichsee 1877

Kühe am Seeufer im Zürichhorn 1872

www.bernaktuell.ch
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«Es ist etwas faul im Staate Dänemark»
Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern

Lebte Shakespeares Hamlet heutzutage in 
der Schweiz, würde er wohl über unser Land 
dasselbe sagen. Denn wenn derart viele sich  
sonst nicht gerade liebende Schweizer Politi-
ker sich urplötzlich panikartig zusammenrot-
ten, um eine durchaus berechtigte Forderung 
nach vermehrter Mitsprache des Volkes zu 
verhindern, muss es wirklich um etwas sehr 
Faules gehen. In der Tat stinkt es gewaltig 
zum Himmel, wenn eine nur noch äusserst 
beschönigend als «unheilig» zu bezeichnende  
FDP – CVP – GLP – BDP – SP – Grüne – 
Economiesuisse –Allianz sich in Form eines 
Komitees zu einem solchen Zwecke zusam-
mentut. Doch was ist es, das die geballte 
Macht unserer Mitte-Links-Front in solch 
grosse Panik versetzt und sie – derart sonder-
lich vereint –  in vorsorglichem Gezeter ver-
bindet, um etwas zu vereiteln ? Es ist lediglich 
das möglicherweise nicht nach ihrem Wunsch 
ausgehende Resultat einer bevorstehenden 
Volksabstimmung.

Sie haben’s erraten: Es geht um die von der «Ak-
tion für eine unabhängige und neutrale Schweiz» 
(AUNS) lancierte Initiative «Staatsverträge vors 
Volk», über die wir am 11. Juni abstimmen 
werden. Dieses Volksbegehren verlangt schlicht 
und einfach, dass das obligatorische Staatsver-
tragsreferendum künftig ausgeweitet werde auf 
die internationalen Abkommen der Schweiz in 
wichtigen Bereichen; es fordert mehr Demo-
kratie und Mitsprache des Volkes in der für 

unser Land vitalen Frage seiner internationalen 
Verpflichtungen. 
Dies mit gutem Grund. Denn allzu viele für uns 
nachteilige bis gar äusserst schädliche Staatsver-
träge sind in den vergangenen Jahren in Bundes-
berns stillen Verwaltungsstuben gutgeheissen 
oder für uns unvorteilhaft ausgehandelt und von 
einem naiven Parlament kritiklos durchgewinkt 
worden, ohne dass das Volk irgend etwas dazu 
zu sagen hatte. Die Flurschäden solchermassen 
verstandener internationalistischer Landschafts-
pflege manifestieren sich mit erschreckender 
Regelmässigkeit, allerdings zumeist erst in der 
konkreten Anwendung der abgeschlossenen 
Verträge. Gekündigt werden die Abkommen 
indessen dennoch nie. Der Beitritt zur Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
mag hier als Beispiel genügen.  
Doch machen wir uns nichts vor. Auch die 
Annahme der Initiative wäre noch lange kei-
ne Lebensversicherung. Denn auch weiterhin 
wird man bei den dem Stimmbürger vorge-
legten Staatsverträgen im Vorfeld des Vertrags-
abschlusses behördlich das Blaue vom Him-
mel herunter versprechen oder die Dinge gar 
tatsachenwidrig zurechtstutzen, um das Plazet 
des Volkes zu erhalten. Und man kommt um 
den Verdacht nicht herum, dass es dabei nicht 
immer nur um gutgläubige behördliche Blau-
äugigkeit, sondern oft um interessengeschwän-
gerte, sehr zielgerichtete Internationalismus-
Propaganda (EU!) geht. Wer daran zweifelt, 
dem empfehle ich dringend, die Erläuterungen 
(Abstimmungsbüchlein) zur Volksabstimmung 
über den Schengen-Beitritt der Schweiz noch-

mals zu lesen (worin man die zwecks Erhöhung 
der EU-Tauglichkeit ersehnte Abschaffung der 
Grenzkontrollen mit illusorischen Sicherheits-
argumenten rechtfertigte, und wo man punkto 
finanzieller Verpflichtungen der Schweiz erst 
noch skandalös gewaltig schummelte).

Deshalb muss man zur Volksinitiative 
«Staatsverträge vors Volk» unbedingt JA sa-
gen. Mehr Demokratie und Mitsprache des 
Volkes in der Aussenpolitik wäre zwar noch 
bei weitem kein Allheilmittel, diente aber der 
Schadensbegrenzung. Dies allerdings nur 
dann, wenn der Stimmbürger jeden künf-
tigen Staatsvertrag kritisch hinterfragt und 
im Zweifelsfall ablehnt und er sich von inter-
nationalistisch schöngefärbter Behördenpro-
paganda nicht in die Irre leiten lässt.

«Es ist etwas faul im Staate Dänemark», findet 
Hamlet und sinniert weiter: «Sein oder Nicht-
sein, das ist hier die Frage». Beide Zitate aus 
Shakespeares Werk sollten wir Schweizer uns 
zu Herzen nehmen. Denn Mist gebaut wird in 
unserer Vertragspolitik fortlaufend, und zudem 
stinkt die unheilige Mitte-Links-Zweckallianz 
zwecks Behinderung der Müllabfuhr selber zum 
Himmel. Und auch Hamlets Seinsfrage müssen 
wir uns Schweizer dringend stellen, besonders 
wenn’s um internationale Verträge geht. Der an 
der Weltausstellung von Sevilla 1992 von der 
mittelinken Schweiz offiziell propagierte Slogan 
«La Suisse n’existe pas» darf nicht zur Staatsma-
xime werden !

Wir planen Ferien in den USA. Was, wenn 
ich dort einen Unfall erleide? Würde meine 
berufliche Unfallversicherung die recht hohen 
Behandlungskosten übernehmen? Und wie ist 
meine Frau als Hausfrau versichert?

Wenn Sie in der Schweiz als Arbeitnehmer mehr 
als acht Stunden pro Woche arbeiten, sind Sie 
obligatorisch auch gegen Nichtberufsunfälle 
versichert. In diesem Fall wird der Unfallver-
sicherer Ihres Arbeitgebers für die ärztliche Be-
handlung im Ausland aufkommen. In einzelnen 
Ländern – wie beispielsweise in den USA – 
können die Kosten für Gesundheitsleistungen 
jedoch massiv höher sein als in der Schweiz. Der 
Unfallversicherer übernimmt in solchen Fällen 
maximal das Doppelte der entsprechenden Be-
handlungskosten in der Schweiz.

Zusatzversicherung empfohlen
Es ist deshalb empfehlenswert, vor Reisen in Län-

der mit hohen Kosten für Gesundheitsleistungen 
eine Unfallzusatzversicherung abzuschliessen. 
Diese erlaubt bedarfsgerechte Leistungen und 
deckt unerwartete Kosten. Informieren Sie sich 
bei Ihrem Arbeitgeber, ob für Sie eine solche 
Zusatzversicherung allenfalls bereits besteht. 
Ist dies nicht der Fall, sollten Sie mit Ihrem 
Versicherungsberater über eine entsprechende 
Zusatzversicherung sprechen. Falls jemand we-
niger als acht Stunden pro Woche arbeitet und 
deshalb nicht automatisch gegen Nichtberufs-
unfälle versichert ist, würden bei einem Unfall 
im Ausland die Heilungskosten grundsätzlich 
von der Krankenkasse übernommen, wobei hier 
die Grundversicherung zur Bezahlung beson-
ders hoher Behandlungskosten nicht ausreichen 
würde. Vor einem Reiseantritt in die USA oder 
andere Länder mit hohen Behandlungskosten 
sollte Ihre Frau daher den genauen Umfang der 
Unfalldeckung bei ihrer Krankenkasse abklären.

Unfall im Ausland – wer bezahlt  
Behandlungskosten?

Versicherungs-Ratgeber
Schweizerischer  

Versicherungsverband
www.svv.ch

Roter Teppich für 
verurteilte Asylanten
Der Zustrom von Asylanten schwillt an und ist 
kaum mehr zu bewältigen. Der Unmut im Lande 
steigt und steigt. SF DRS hat am 28. März eine 
als Dokumentarfilm bezeichnete Sendung aus-
gestrahlt, die als bewusste Täuschung eingestuft 
werden muss.
Die Sendung spielt in einem Genfer Gefäng-
nis. Ausschaffungskandidaten beschweren sich 
über unmenschliche Behandlung. Die Klagen 
der Verurteilten werden mit Anteilnahme ent-
gegengenommen und erlittene Nöte kommen 
reichlich zu Wort. Dass die vom Fernsehen 
gehätschelten Asylanten sich dem Flug in einer 
Linienmaschine widersetzen, sodass eine  Spe-
zialmaschine den Transport übernehmen muss, 
gibt einen Hinweis auf die Forderungsmentalität 
dieser  Menschen. Wer diese zur Ausschaffung 
bestimmten «bemitleidenswerten Asylanten» 
sind, weswegen sie ausgeschafft werden, darü-
ber schweigt der Film. Gemäss Polizeiberichten 
handelt es sich in der Mehrheit um rückfällige 
Drogenhändler, um Identitätsfälscher und Hei-
ratsschwindler.

www.mediawatch.ch
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Umweltkriminalität muss  
geahndet werden
Zu den wilden Campern im Bremgartenwald

Der Wald gilt eigentlich als Bauverbotszone, in 
welcher Bauten und Anlagen nur mit einer wald-
rechtlichen Bewilligung erstellt werden dürfen. 
Solche Bewilligungen können erteilt werden, 
wenn die Bauten oder Anlagen für die Waldbe-
wirtschaftung nötig sind oder diese im öffent-
lichen Interesse stehen. 
Doch dies trifft bei den wilden Campern nicht 

zu. Diese sind den Spaziergängern und Joggern 
bereits bekannt, haben sie doch letztes Jahr den 
Wald in einem erbärmlichen Zustand hinterlas-
sen.
Neben über 600 Kilogramm Abfall, deren Weg-
räumung wohl von der Allgemeinheit bezahlt 
werden musste, waren nach der Räumung die 
Bäume arg beschädigt und der Waldboden stark 
verdichtet. Auch muss vermutet werden, dass 
der ca. 2 ha grosse Waldbrand vom letzten Jahr  
durch Aktivitäten von den Siedlern entstanden 
ist.
Den Wald als Wohnort zu missbrauchen gilt als 
schädliche, nachteilige Nutzung des Waldes, die 
gemäss Art. 16 WaG verboten ist. 
Weil die Wildcamper eindeutig gegen diesen 
Artikel verstossen und gleiches Recht für alle 
gilt, muss diese illegale Beschlagnahmung des 
Waldes umgehend gestoppt und eine Räumung 
veranlasst werden.

Von Sabina 
Geissbühler-Strup-
ler, Primarlehrerin, 
Grossrätin SVP, 
3037 Herren
schwanden

Einladung
WIDDER HOTEL
Augustinergasse 24
Zürich
(Tram 6, 7, 11 und 13 
bis Rennweg)
www.widderhotel.ch

Mittwoch, 20. Juni 2012  
20.15 Uhr

Widerstand oder Kapitulation –  
Die Schweiz am Scheideweg

Referat von Nationalrat Alfred Heer
Unternehmer, Präsident Bund der Steuerzahler, Delegierter 
Europarat, seit 2009 Präsident der SVP Kanton Zürich

Werden Sie Mitglied beim BDS!
Unterstützen Sie damit die einzige gesamtschweizerische Vereinigung, die mit grossem  
Einsatz und erfolgreich gegen immer mehr Steuern, Abgaben und Gebühren kämpft.

Name, Vorname:

Strasse, Nr.:

PLZ:		 Ort:

  Einzelmitglied  (Fr. 35.–/Jahr)

  Ehepaar  (Fr. 50.–/Jahr)

  Firmen  (Fr. 100.–/Jahr)

BUND DER STEUERZAHLER
Postfach 6803, 3001 Bern

www.bds-schweiz.ch

Gönner

  Private  (Fr. 1’000.–/Jahr)

  Firmen  (Fr. 2’000.–/Jahr)

Eltern: 
Auf die Barrikaden!
Wer möchte, dass endlich etwas ändert in der 
Schweizerischen Drogenpolitik? Wer ist fru-
striert, enttäuscht, besorgt angesichts der be-
hördlichen Verharmlosung der Drogensucht? 
Wer fühlt sich als Eltern mit drogensüchtigen 
Kindern und Jugendlichen alleingelassen und 
möchte mit Gleichgesinnten Erfahrungen 
austauschen?

Melden Sie sich bei: Sabina Geissbühler, Präsi-
dentin Schweizerische Vereinigung Eltern gegen 
Drogen, Postfach 8302, 3001 Bern,
eltern_g_drogen@bluewin.ch
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2 aktuelle Fallbespiele:

– �Reitschule: (fehlende) Gleichbehand-
lung der Gewerbegenossen oder die 
Anrufung  der Bernischen Schutzgötter

– �Die Stadtnomaden dürfen bis 2014 
im Sinne einer Ausnahmebewilligung 
im Aaretalschutzgebiet der Neubrügg 
bleiben

1. Reitschule
Die Interventionen diverser Stadträte, die Be-
anstandungen der Gewerbepolizei, unzählige 
Lärmklagen betroffener Anwohner, Vorstösse 
im Stadtrat sowie angedrohte Aufsichtsanzeigen 
(vgl. dazu BernAktuell Nr. 177) haben nun 
endlich dazu geführt, dass der Regierungsstatt-
halter tätig geworden ist und zumindest die 
Einhaltung der bewilligten Sperrstunde für den 
Betrieb auf dem Vorplatz der Reithalle ab 00.30 
Uhr durchsetzen will. Bereits die Durchsetzung 
des geltenden Rechts missfällt aber der SP und 
sie übt massiven Druck auf «ihren» Regierungs-
statthalter aus. 
Nach Auffassung des Verfassers hätte wegen der 
unzähligen Beanstandungen und insbesondere 
des Umstandes, dass sich trotz vielen, langwie-
rigen Gesprächsrunden keine Verbesserungen 
einstellten, der Statthalter sogar wesentlich ein-
schneidendere Massnahmen verfügen müssen:
Jeder Wirt, der sich nicht an gastgewerbliche 
und polizeiliche Auflagen hält, muss bekanntlich 
nach einer Verwarnung mit der zumindest tem-
porären Schliessung seines Betriebs rechnen. 
Dies gilt selbst dann, wenn die Gäste draussen 
vor dem Lokal des Wirtes randalieren und der 
Wirt nicht eingreift oder er sich nicht an die ihm 
gemachten Auflagen betr. Sicherheitsdienst hält.
Nun missfallen aber bereits die verfügten mini-
malen Einschränkungen beim Vorplatz der SP 
der Stadt Bern.
Inhaltlich kritisieren die Sozialdemokraten in ih-
rer Medienmitteilung die Auflagen des Statthal-
ters. Zahlreiche Massnahmen werden von der SP 
als «unverhältnismässig und nicht umsetzbar» 
bezeichnet, obwohl sie lange überfällig sind und 
immer noch sehr milde ausfallen. Insbesondere 
dürften aber nach Auffassung der SP sowie 
anderer Exponenten demnach die geltenden Re-
geln für Stadtberner Gastronomiebetriebe nicht 
einfach auf die Reitschule angewendet werden. 
Die Reitschule sei als Non-Profit-Organisation 
ohne Konsumzwang ein Haus für alle und somit 
mehr als ein übliches Nachtlokal, so die nicht 
nachvollziehbare Begründung. 

Zudem wird dem Statthalter, einem langjährigen 
SP-Mitglied, der sicher nicht zum rechten Flügel 
seiner Partei gezählt werden darf und der bspw. 
als ein vehementer Befürworter des Velover-
kehrs gilt, von einem SP-Sektionspräsidenten 
der Parteiaustritt nahe gelegt. Dass der Statt-
halter zusätzlich auf Wandsprayereien verbal 
verunglimpft wird, war zu erwarten.
Die Reithalle hat auch im vom RGM dominierten 
Gemeinderat und insbesondere im Stadtpräsi-
denten wertvolle Verbündete: Die  Schliessung 
der Reithalle wegen ausbleibender Mieten wäre 
laut Alexander Tschäppät «ein Affront gegenü-
ber einer grossen Mehrheit des Stimmvolkes». 
Dass dieses bei seinen Entscheiden zur Reithalle 
nie die Zustimmung für einen rechtsfreien Raum 
erteilte, wird vom Stadtpräsidenten wohlweis-
lich verschwiegen.
Auch darf die Reithalle – jedenfalls nach Auffas-
sung des Verfassers – für sich nicht Sonderrechte 
in Anspruch nehmen und muss gleich wie alle 
andreren Gastro-Betriebe behandelt werden.
Die SP, die jedoch offen Sonderrechte für die 
Reitschule fordert, und der Stadtpräsident dür-
fen somit m. E. füglich als «Schutzgötter» der 
Reitschule Bern bezeichnet werden, die jegliche 
Gefahr und Einschränkungen für ihr massgeb-
lich auch von der Stadt subventioniertes Kind 
abwenden können, ganz nach ihrem Gutdünken.
Es ist zu hoffen, dass sich dies bald ändert und 
dass der Regierungsstatthalter seine Verfügung 
trotz des Widerstandes seiner Partei nun auch 
umsetzt und zumindest die verfügten Öffnungs-
zeiten durchgesetzt werden und die Reithalle 
gleich wie jeder andere Gewerberbebetrieb vor 
dem Gesetz ist, nicht mehr und nicht weniger, so 
wie in einem Rechtsstaat eigentlich zu erwarten 
wäre.
Der Verfasser hat allerdings aufgrund leidvoller 
Erfahrungen nach wie vor begründete Zweifel, 
ob die Stadt und der Statthalter die Reithalle, 
insbesondere die Probleme auf dem Vorplatz, in 
den Griff bekommen.
Sollten sich die Betreiber nicht an die Auflagen 
halten, sind nebst den ohnehin zu prüfenden 
weiteren Sanktionen die nötigen notfalls harten 
Konsequenzen zu ergreifen, wie dies auch bei 
jedem anderen Gewerbebetrieb, der sich um 
jegliche Regeln foutiert, schon längstens der 
Fall gewesen wäre. Notfalls wird der Kanton 
eingreifen müssen.

Stadtnomaden: 
In den letzten Tagen bewilligte der Statthalter,  
m. E. überraschenderweise, das Ausnahmege-
such für die Stadtnomaden in der Neubrügg 
(Aaretalschutzgebiet).  
Zweifel, ob hier die Voraussetzungen für das 
Aufstellen von Planwagen in einem Schutzge-
biet effektiv geltend gemacht werden dürfen, 
sind berechtigt.
Der Verfasser hat vor dem Redaktionsschluss 
kurz Einblick in den unlängst ergangenen Ent-
scheid nehmen können. 
Die vielen Einsprecher, darunter auch Nachbarn, 
machten  in ihren Eingaben  eine ganze Reihe 
von Vorbehalten geltend: 

Von FDP-Stadtrat 
Alexander Feuz 
Fürsprecher 
3011 Bern

Wird geltendes Recht in Bern durchgesetzt?
Unter anderem wurde gerügt, dass die Publika-
tion mangelhaft sei, zudem wurde die fehlende  
Zonenkonformität geltend gemacht. Weiter wur-
de die Verletzung des Umweltschutz-, das Ener-
gie- und des See- und Flussufergesetzes gerügt. 
Auch wurde von den Einsprechern die Beein-
trächtigung des Ortsbildes befürchtet.
Der Umstand, dass die Stadt und der Statthalter 
im ersten Umgang nicht die Notwendigkeit eines 
Ausnahmegesuches erkannten und eine zweite 
Publikation erfolgen musste, zeigt, dass zumin-
dest die Stadt möglicherweise darauf hoffte, ihr 
Anliegen ohne Ausnahmebewilligung «über die 
Bühne» zu bringen. Der Verfasser hat gewisse 
Zweifel, dass der Stadt mit ihren unzähligen 
hauseigenen Juristen und Planern ein Versehen 
unterlaufen ist, als sie vorerst nicht um Ausnah-
me ersuchen.
Die von der Stadt im Ausnahmegesuch für die 
Stadtnomaden schliesslich ins Feld geführten 
Gründe, die angeblich eine Ausnahme rechtfer-
tigen sollten (Bedürfnis der Stadtnomaden, bis 
zum Entscheid des Souveräns über die Zonen 
im Riedbach, in der Stadt bleiben zu können, 
Angst vor gewaltsamen Besetzungen anderer 
Grundstücke), können keinesfalls überzeugen. 
Dies zumal für eine Ausnahme für das Tolerieren 
von Fahrnisbauten ausserhalb von Bauzonen im 
Schutzgebiet strenge Anforderungen bestehen, 
die für Fahrnisbauten jeglicher Couleur zu gel-
ten haben.
Ob überhaupt ein öffentliches Interesse an einer 
vorübergehenden Nutzung des Grundstückes 
durch die Stadtnomaden besteht, wird vom 
Verfasser vehement bestritten, dies zumal die 
Stimmbürger 1996 die Zustimmung für eine 
Zone für alternative Wohnformen klar ablehnten 
und niemand ein Anrecht auf eine speziell auf 
ihn zugeschnittene Zone hat. 
Ein Bauherr, der in der Stadt Bern für seine 
Wohnungen oder sein Geschäftshaus genügend 
Parkplätze erstellen möchte oder für sein Pro-
visorium (Migros Breitenrain) mehr Flexibilität 
wünscht, wird häufig an strengen Vorschriften 
scheitern und wird wohl nicht mit dem Wohl-
wollen der Stadt rechnen dürfen wie die Stadt-
nomanden.
Alleine die Verfahrenskosten für das Baube-
willigungsverfahren Neubrügg kosten den städ-
tischen Steuerzahler über Fr. 15’000.00. Auch ist 
davon auszugehen, dass der Anwalt der Stadt für 
seine Aufwendungen im Einspracheverfahren 
von der Stadt bezahlt werden muss und unzäh-
lige Aufwendungen der Stadt geleistet worden 
sind. 
Auch dürfte der Statthalter mit diesem Entscheid 
wohl seine Parteigänger beruhigt haben.
Es ist aber zum Glück davon auszugehen, dass in 
dieser Sache das letzte Wort noch nicht gespro-
chen ist und der Entscheid von einer anderen 
Instanz überprüft werden muss. 
BernAktiv, das sich bereits am Einsprache-
verfahren beteiligte, wird zum Glück eine Be-
schwerde einreichen. Es ist zu hoffen, dass auch 
andere Einsprecher ein Rechtsmittel gegen den 
Entscheid einlegen werden.



BernAktuell� Ausgabe Nr. 180

Seite 6� Juli/August 2012

Inserat
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Wir verlosen das auf dieser Seite vorge-
stellte Buch «Die Hospiz-Bernhardiner 
– weit mehr als ein Mythos»

Postkarte an BernAktuell, Postfach 8631 
3001 Bern oder Mail an  
redaktion@bernaktuell.ch

Gewinner aus Nr. 179
Gewinner des Buches «Der Waschbär 
schläft hinter dem Ofen»: Frau Prof. Dr. 
Rosanna Müller-Brusco, 3454 Sumiswald

Herzliche Gratulation

Buchvorstellung

Von Anja Ebener

Barry vom Grossen Sankt Bern-
hard. Welches Schweizer Kind 
kennt ihn nicht, den treuen Hund, 
der so vielen Menschen das Leben 
gerettet hat? 
Dieses Buch gewährt faszinieren-
de Einblicke in das Leben der 
Hospizhunde. Die Geschichte der 
Bernhardiner ist eng verbunden 

mit dem Hospiz auf dem Grossen 
Sankt Bernhard. Seit über 900 
Jahren leben die Chorherren auf 
2500 Meter Höhe im Sommer wie 
im Winter Gastfreundschaft.

128 Seiten, gebunden,  
14,7 x 21 cm, 66 farbige und 
schwarz/weisse Abbildungen,  
1 Karte, Fr. 27.80, 
ISBN 978-3-85580-487-0

Die Hospiz-Bernhardiner – weit mehr  
als ein Mythos
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in Zusammenarbeit mit Blaukreuz-Verlag Bern

Spenden in WIR
Sie können Spenden  
an BernAktuell 
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Ihre Unterstützung.
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Leserbrief

Es hört sich so an, als hätte unser Bundesrat den 
Atomausstieg ohne vorherige Abklärung mit der 
Elektrizitätswirtschaft und ohne Fortschritte in 
der Reaktortechnik beschlossen. Der Bundes-
rat zwingt die Elektrizitätswirtschaft wieder in 
Kohle-, Gas- und Ölkraftwerke zu investieren; 
denn ohne Sonne und Wind bringen Solar- und 
Windkraftwerke keine Lampe zum Leuchten und 
die beschlossene Klimapolitik ist nur benebeln-
de Scheinpolitik. Wird da nicht eine Richtung 
eingeschlagen, wie es Christian von Weizsäcker 
formulierte: «Die Unterordnung der Wirtschaft 
unter das Diktat der Politik führt in die Katastro-
phe»? Eine Katastrophe bahnt sich auch dann an, 
wenn uns die Politik in versorgungstechnische 
Auslandabhängigkeit, in überhöhte Energiekos
ten und zusätzliche Steuern treibt.
Zur Reaktorentwicklung kommt aus den USA 
Bemerkenswertes. Amerikanische Reaktoringe-
nieure haben offensichtlich das Energieproblem 
gelöst. Ingenieure sagen, die neusten amerika-
nischen Atom-Flugzeugträger sind für 50 Jahre 
Betriebsdauer gebaut. Und während 50 Jahren 
fahren sie mit der ersten Reaktorladung. Wenn 
das sicher ist, können das keine herkömmlichen 

Reaktoren sein. Die Reaktorentwicklung muss 
viel weiter sein, als wir sie kennen. Schon vor 
Jahren redete man von Deuterium- und Lithium-
reaktoren. Die Vorräte im Meerwasser sind fast 
unerschöpflich. Im Gegensatz zu Uranreaktoren 
gibt es hier keine radioaktiven Abfälle.
Die ganz grossen Probleme beschäftigen schon 
die nächsten zwei bis drei Generationen. Der En-
ergiebedarf, der Bevölkerungszuwachs und die 
Nachfrage nach fossilen Grundstoffen werden 
die Menschen in eine nie da gewesene Teuerung 
und noch grössere Unruhe versetzen. Dann wä-
ren die Menschen froh, hätten wenigstens wir 
bereits die Energiefrage gelöst.

Max Matt, 9450 Altstätten (SG)

Was heisst schon Energiewende?

Für spannende  
und lesenswerte Bücher

www.blaukreuzverlag.ch
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Keiner bestreitet, dass der überstürzt beschlos-
sene Ausstieg aus der Kernenergie eine radikale 
Neuorientierung der Schweizer Energiepolitik 
bedingt. Die grosse Frage bleibt wie. Die He-
rausforderung ist nicht gerade gering. Geht es 
doch darum, rund 40 Prozent des von uns kon-
sumierten Stroms zu ersetzen.
Vor diesem Hintergrund hat der Bundesrat die 
«Energiestrategie 2050» entwickelt. Er setzt  
dabei vor allem auf Einsparungen, auf den 
Ausbau der Wasserkraft und der erneuerbaren 
Energien sowie am Schluss, wenn nötig und 
nur widerwillig, auf fossile Stromproduktion 
(Gaskombikraftwerke). Die Erwähnung letzte-
rer erscheint wie ein Tabubruch; denn bei jeder 
Diskussion des Themas empören sich Linke 
und Umweltschützer über die Gaslobby, die 
die Notwendigkeit fossiler Stromträger bloss 
herbeirede.
Im Wissen um die noch geringen und unge-
wissen Kapazitäten der neuen erneuerbaren 
Energien sowie die durch umweltschützerische 
Vorstellungen beschränkten Ausbaumöglich-
keiten der Wasserkraft bedeutet diese offizielle 
Energiestrategie also vor allem eine massive 
Einsparung des Stromverbrauchs: Von total rund 
60 Milliarden Kilowattstunden (60 Terawatt-
stunden oder TWh) will der Bundesrat bis 2050 
21 TWh einsparen. Ein realistischer Plan?
Das Bundesamt für Energie (BFE) hat kürz-
lich verlauten lassen, der Stromverbrauch sei 
in der Schweiz von 2010 auf 2011 um zwei 
Prozent zurückgegangen. Wenn dieser Rück-
gang auch erfreulich sein mag, handelt es sich 
doch wohl eher um ein punktuelles Phänomen. 
Daraus eine generelle Einsparung abzuleiten, 
wäre gewagt. Immerhin hat der Stromverbrauch 
zwischen 2000 und 2011, auch aufgrund der de-
mographischen Entwicklung, um zwölf Prozent 
zugenommen. Selbst wenn mit grösster Anstren-
gung der Pro-Kopf-Verbrauch gesenkt werden 
könnte, steigt der Gesamtverbrauch aufgrund 
einer wachsenden Konsumentenzahl – privater 
wie gewerblicher – und aufgrund des Ersatzes 
umweltschädlicher Energiequellen durch Strom. 
Die vom Bund unternommenen Anstrengungen 
zur energetischen Sanierung von Gebäuden spa-
ren in erster Linie fossile Brennstoffe, nicht 
Elektrizität.
Und was ist mit der Wirtschaft? Die Energie-
Agentur der Wirtschaft (EnAW) hat kürzlich 

Energiepolitik braucht Klartext
Die Energiestrategie 2050 des Bundesrats setzt vor allem auf massive Stromeinsparungen. Aufgrund des heutigen Wissens-
stands genügen diese jedoch nicht, um die Versorgungssicherheit zu garantieren. Wahrscheinlich werden zusätzlich einige 
Gaskraftwerke gebaut werden müssen.

Von P.-G. Bieri,
Centre Patronal

www.centrepatronal.ch

eine Mitteilung zum Stromsparpotential von 
Unternehmen publiziert: Die der EnAW ange-
schlossenen 2’200 Unternehmen haben ihren 
Stromverbrauch gegenüber 1990 um ein Tera-
watt gesenkt. Zusätzliche Einsparungen um zwei 
weitere Terawatt bis 2020 scheinen realistisch, 
so dass das Stromsparpotential der Wirtschaft 
bis 2050 bei sieben Terawatt liegen dürfte. Selbst 
wenn die Schätzungen ungenau sind, befinden 
wir uns damit weit vom bundesrätlichen Ziel 
entfernt.
Diese Einsparungen scheinen sinnvoll und 
sollten realisiert werden. Allerdings genügen sie, 

basierend auf dem heutigen Wissensstand, nicht, 
um die Versorgungssicherheit zu garantieren und 
man wird wohl nicht umhin kommen, der Liste 
ein paar Gaskombikraftwerke anzufügen. Dies 
heute nicht zu planen – oder den Bedarf zu ver-
schweigen – ist nichts anderes als ein taktloses 
Abschieben der Verantwortung auf Bevölkerung 
und Wirtschaft einerseits (um ihnen später vor-
werfen zu können, nicht genügend Strom gespart 
zu haben) und auf die nächsten Generationen 
von Politikern andererseits, die morgen in aller 
Dringlichkeit diese Verantwortung werden über-
nehmen müssen.

Staatsverträge 
vors Volk

Darum
Ja

17. Juni 2012 

www.staatsverträge.ch

Fertig lustig, wenn 
Brüssel be� ehlt!
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Wettbewerb � (siehe Seite 6)
  Verlosung: Das Buch
«Die Hospiz-Bernhardiner»

Goldinitiative ist dringend nötig

Rettet unser Schweizer Gold
Europa gerät in Endzeit-Stimmung. Der Euro und zahlreiche Regierungen wanken. Milliarden werden – zunehmend an den Par-
lamenten vorbei – hektisch mobilisiert. Die Schuldenlöcher werden nur grösser. Der Druck auf die Steuerzahler nimmt drama-
tisch zu.

Einziges Land mit leidlich intaktem Finanz-
haushalt und gesunder Währung ist in Europa 
die Schweiz. Weil wir nicht ins Euro-Korsett 
eingebunden sind. 

Gelüste 
Der Reichtum der Schweiz weckt Gelüste. Wir 
müssen dafür sorgen, dass das, was der Schweiz 
gehört, zum Wohle unseres Landes zusammen-
bleibt. Dazu gehören die Goldreserven der Nati-
onalbank. Diese haben dem Schweizer Franken 
ein stabiles Fundament zu sichern. Auf dass 
unsere Ersparnisse, unsere Pensionsansprüche, 
unsere Renten stabil und gesichert bleiben.
Der Schweizer Franken darf auf gar keinen Fall 
ins Überschuldungs-Schlamassel gerissen wer-
den. Er verdankt seine Stabilität nicht zuletzt 
der Absicherung durch Gold. Diesem Gold ist 
Sorge zu tragen.

Schatten über den Goldreserven
Sorge getragen hat die Schweizerische National-
bank (SNB) dem Nationalbankgold allerdings 
in den letzten Jahren zu wenig. Insgesamt 1’550 
von ursprünglich 2’600 Tonnen hat die Natio-
nalbank in den letzten zwölf Jahren verkauft – 
gedankenlos als «überflüssig» erklärt. 
Die Verkäufe erfolgten zu geradezu lächerlich 
tiefem Preis. Die SNB löste im Durchschnitt 
rund sechzehntausend Franken pro Kilo. Heute 

Von alt Nationalrat 
Ulrich Schlüer  
8416 Flaach/ZH

kostet ein Kilogramm Gold gegen fünfzigtau-
send Franken. Wären die 1’550 Tonnen Gold 
nicht verkauft worden, dann wiese die Nati-
onalbank heute eine um nicht weniger als 55 
Milliarden Franken bessere Bilanz aus. Eine in 
Zeiten gefährlicher Währungskrisen eigentlich 
unverzichtbare Absicherungs-Summe. 
Auf den Schweizer Goldreserven liegt ein wei-
terer Schatten: Ein grosser Teil des Schweizer 
Goldes lagert in den USA. Die Nationalbank 
verweigert dazu genauere Angaben. Selbst die 
USA stehen heute am Rande eines Staatsban-
krotts. Ihre auch vor Erpressung nicht zurück-
schreckenden Aktionen zu dessen Abwendung 
hat auch die Schweiz hart zu spüren bekommen. 
Höchste Zeit, alle im Ausland lagernden Gold-
reserven in die Schweiz zurückzuholen. Das ist 
eine der Forderungen der Volksinitiative «Rettet 
unser Schweizer Gold». 

Die Initiativ-Forderungen
Die Goldinitiative verfügt überdies ein konse-
quentes Verbot jeglicher weiterer Goldverkäufe 
durch die Nationalbank. Und ausserdem soll 
die Nationalbank dazu veranlasst werden, min-
destens zwanzig Prozent ihrer Aktiven in Gold 
zu halten. Eine Nationalbank soll zweifellos 
interventionsfähig sein – interventionsfähig zum 
Erhalt der Unabhängigkeit der eigenen Wäh-
rung, für die Interessen des eigenen Landes. Die 
Schweiz kann den Euro nicht retten, wenn er in 
den Euroländern zusammenbricht. Aber sie hat 
den Franken zu sichern. Deshalb sind die Gold-
reserven zu schützen und auszubauen.
Goldreserven sind Volksvermögen. Die Goldini-
tiative bietet dem Volk die Möglichkeit, mittels 
Volksentscheid dafür zu sorgen, dass die Goldre-
serven der Schweiz gesichert bleiben. 

Wir bitten Sie: Unterzeichnen auch Sie die 
Goldinitiative!


